
 
Kleine Anfrage 
des Abg. Dr. Spies (SPD) vom 01.02.2010 
betreffend Polytraumaversorgung in Hessen 
und  
Antwort  
des Ministers für Arbeit, Familie und Gesundheit 
 
 
 
Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 
 
Frage 1. Nach welchen Regelungen wird festgelegt, welche Krankenhäuser zur Aufnahme 

sog. polytraumatisierter (schwermehrfachverletzter) Patienten geeignet, in der La-
ge und berechtigt sind? 

 
Dies richtet sich grundsätzlich zunächst nach dem Versorgungsauftrag eines 
Krankenhauses. Nach § 8 Krankenhausentgeltgesetz (KHEntgG) ergibt sich 
der Versorgungsauftrag eines Plankrankenhauses aus den Festlegungen des 
Krankenhausplans in Verbindung mit den Bescheiden zu seiner Durchfüh-
rung sowie eventuellen ergänzenden Vereinbarungen. 
 
Der Versorgungsauftrag wird somit durch die Krankenhauplanungsbehörde 
bestimmt und kann durch ergänzende Vereinbarungen mit den Krankenkas-
sen konkretisiert werden. 
 
Der Versorgungsauftrag gibt dem Krankenhaus die Berechtigung, alle Leis-
tungen zuerbringen, die dem jeweiligen Gebiet der Weiterbildungsordnung 
der Landesärztekammer zugeordnet sind. Bei Polytraumen wird es in den 
meisten Fällen erforderlich sein, dass ein Krankenhaus einen neurochirurgi-
schen Versorgungsauftrag oder zumindest einen Neurochirurgen beiziehen 
kann. Unberührt hiervon bleibt die grundsätzliche Verpflichtung aller Kran-
kenhäuser zur Hilfe in Notfällen (vgl. § 5 HKHG). Die Versorgung eines 
Notfallpatienten ist in einer Rettungskette organisiert, beginnend mit der 
Alarmierung des Rettungsdienstes. Schon in der Leitstelle man sich ein Bild 
zu machen von der Art und Schwere der Verletzung, um die optimale Ver-
sorgung der Patientinnen und Patienten zu gewährleisten und die geeignete 
Klinik festzustellen.  Bei Polytraumen wird in vielen Fällen ein Rettungs-
hubschrauber erforderlich sein, um die geeignete Klinik anzufliegen.  
 
Im Hessischen Krankenhausplan 2009 - Allgemeiner Teil -, Abschnitt 4.4.,  
sind die grundsätzlichen Anforderungen an Krankenhäuser geregelt, die an 
der Notfallversorgung teilnehmen. Dort heißt es u.a.: "Die Notfallpatientin 
bzw. der Notfallpatient muss in einem an der Notfallversorgung teilnehmen-
den Krankenhaus medizinisch soweit stabilisiert werden können, dass im 
Bedarfsfall zur qualifizierten notfallmedizinischen Weiterbehandlung der 
Transport in Kliniken, die ergänzende Schwerpunktleistungen oder Leistun-
gen der Spitzenversorgung vorhalten, möglich ist. Soweit ein unter Umstän-
den längerer Transport in eine solche Klinik medizinisch vertreten werden 
kann, kann die Einlieferung durch den Rettungsdienst unmittelbar in diese 
Kliniken erfolgen. Dies gilt vor allem bei besonders schweren, seltenen oder 
sonstigen Notfällen, zu denen bspw. schwere Schädel-Hirn-Schädigungen 
oder Polytraumata, Früh- und Risikogeburten, schwere Schlaganfälle mit 
Bewusstlosigkeit und bzw. oder möglicher Indikation zur Lyse oder neuro-
chirurgischen Intervention gehören." 
 
Im Rahmen des hessischen Notfallkonzepts und in Verbindung mit den sich 
gerade bildenden Traumanetzwerken, initiiert von der Deutschen Gesell-

Eingegangen am 29. Juni 2010   ·   Ausgegeben am 15. Juli 2010  

Druck und Auslieferung: Kanzlei des Hessischen Landtags   ·   Postfach 3240   ·   65022 Wiesbaden  

Drucksache 18/1863  

 

 29. 06. 2010 
 
 
 

18. Wahlperiode 

HESSISCHER LANDTAG 



2 Hessischer Landtag   ·   18. Wahlperiode   ·   Drucksache 18/1863  

 

schaft für Unfallchirurgie (siehe hierzu Antworten zu den Fragen 4 und 5), 
ergibt sich eine bundesweit vorbildliche Versorgungsstruktur. 
 
Frage 2. Welche Kriterien muss ein Krankenhaus erfüllen, um an der Polytraumaversor-

gung teilnehmen zu können 
 
Das Krankenhaus muss einen entsprechenden Versorgungsauftrag des Lan-
des Hessen besitzen und die krankenhausplanerischen Kriterien  für die 
Einbindung in die  Notfallversorgung erfüllen. 
 
Derzeit wird vom HMAFG geprüft, wie  das Konzept des Traumanetzwerks 
in die Krankenhausplanung eingebunden werden kann, etwa als besondere 
Aufgabe. Zusätzlich werden von Krankenhausreferat und Rettungsdienstre-
ferat des HMAFG laufend Gespräche mit den Sprechern der Ärztlichen 
Leiter Rettungsdienst geführt, um zu gewährleisten, dass der Rettungsdienst 
in das abgestufte Konzept des Traumanetzwerks eingebunden wird. 
 
Frage 3.  Welche Krankenhäuser in Hessen erfüllen die Bedingungen? 
 
Das hessische Notfallkonzept, das im Einklang mit den Eckpunkten "Not-
fallmedizinische Versorgung der Bevölkerung in Klinik und Präklinik" des 
Instituts für Notfallmedizin und Medizinmanagement (INM) der Universität 
München und der Arbeitsgemeinschaft der Südwestdeutschen Notärzte 
(agswn) steht, sieht für hessische Krankenhäuser der Notfallversorgung die 
Kategorien "unabdingbar, ergänzend und fachspezifisch" vor. Die entspre-
chenden Krankenhäuser sind unter Ziff. 2 des Hessischen Krankenhausrah-
menplans 2005 (Besonderer Teil) aufgeführt. Nach dem Traumanetzwerk-
konzept gibt es zusätzlich besondere Anforderungen an eine gestufte  
Polytraumaversorgung. 
 
Frage 4.  Welche Flächendeckung/Erreichbarkeit der Versorgung schwerstverletzter/poly-

traumatisierter Patienten muss in Hessen sichergestellt sein? 
 
Nach dem Hessischen Krankenhausrahmenplan 2009 ist krankenhausplane-
risch zunächst davon auszugehen, dass ein Krankenhaus, das an der Notfall-
versorgung teilnimmt, in der Regel innerhalb von 20 Minuten, maximal 
jedoch innerhalb von 30 Minuten nach der Aufnahme des Notfallpatienten 
durch den Rettungsdienst zu erreichen sein muss. Ein an der Notfallversor-
gung teilnehmendes Krankenhaus sollte damit in der Regel 15 bis 25 Kilo-
meter, maximal jedoch 30 bis 35 Kilometer von jedem, mit einem bodenge-
bundenen Rettungsfahrzeug zugänglichen Notfallort in Hessen entfernt sein. 
Um diese Voraussetzungen zu erfüllen, wurden insgesamt 65 Krankenhaus-
standorte als dauerhaft unverzichtbarer Notfallstandort ausgewiesen. Dar-
über hinausgehende spezielle Erreichbarkeitsanforderungen für Schwerstver-
letzte wurden nicht festgelegt. Es wird vielmehr das Konzept der Deutschen 
Gesellschaft für Unfallchirurgie im Rahmen des Traumanetzwerks unter-
stützt, um eine qualitativ hochwertige flächendeckende Versorgung 
Schwerstverletzter zu sichern.   
 
Wie unter Frage 1 bereits ausgeführt, muss die Notfallpatientin bzw. der 
Notfallpatient in einem an der Notfallversorgung teilnehmenden Kranken-
haus medizinisch soweit stabilisiert werden können, dass im Bedarfsfall zur 
qualifizierten notfallmedizinischen Weiterbehandlung der Transport in Klini-
ken, die ergänzende Schwerpunktleistungen oder Leistungen der Spitzenver-
sorgung vorhalten, möglich ist. Soweit ein unter Umständen längerer Trans-
port in eine solche Klinik medizinisch vertreten werden kann, kann die Ein-
lieferung durch den Rettungsdienst unmittelbar in diese Kliniken erfolgen. 
Dies gilt vor allem bei besonders schweren, seltenen oder sonstigen Notfäl-
len, zu denen bspw. schwere Schädel-Hirn-Schädigungen oder Polytrauma-
ta, Früh- und Risikogeburten, schwere Schlaganfälle mit Bewusstlosigkeit 
und bzw. oder möglicher Indikation zur Lyse oder neurochirurgischen Inter-
vention gehören. 
 
Frage 5.  Welche Anforderungen werden seitens der Fachwissenschaften für Krankenhäuser, 

die zur Versorgung polytraumatisierter Patienten geeignet sein sollen, im Hinblick 
auf ihre personelle und technische Ausstattung formuliert und werden diese von 
allen an der Versorgung polytraumatisierter Patienten beteiligten Krankenhäuser 
erfüllt? 

 
Das Weißbuch "Schwerverletzten-Versorgung" der Deutschen Gesellschaft 
für Unfallchirurgie e.V. formuliert Empfehlungen zur Struktur, Organisation 
und Ausstattung der Schwerverletzten-Versorgung in der Bundesrepublik 
Deutschland. Es dient auch als Grundlage für die Zertifizierungen der ein-
zelnen Traumazentren in Hessen. Zur Strukturierung der Versorgung wer-
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den die Aufgaben innerhalb eines Traumanetzwerkes in verschiedene Ver-
sorgungsstufen gegliedert: 
a) Basisversorgung von Schwerstverletzten  
b) Regionales Traumazentrum (Bestandteil einer Einrichtung der Maxi-

mal- oder Schwerpunktversorgung) 
c) Überregionales Traumazentrum (Bestandteil einer Einrichtung der 

Maximalversorgung) 
d) Spezialisierte Behandlungszentren (Einrichtungen zur Versorgung 

spezieller Verletzungsfolgen) 
 
A) Einrichtungen der Basisversorgung von Schwerverletzten inner-

halb des Traumanetzwerkes 
Diese stellen die Behandlung von Schwerverletzten regelhaft im Rahmen der 
chirurgischen Notfallversorgung sicher. Sie sind eingebunden in das Trau-
manetzwerk. Entsprechend ihrem Versorgungsauftrag besteht für diese Ein-
richtungen die Verpflichtung zur 
- Vorhaltung einer chirurgischen Notfallbehandlung Rund-um-die-Uhr, 

insbesondere der Erkennung und Behandlung von Körperhöhlenverlet-
zungen und schweren Stamm- und Extremitätenverletzungen, 

- Mit- und Weiterbehandlung entsprechend ihrem Leistungsspektrum bei 
geeigneten Verletzungsformen und Behandlungsphasen im Verbund mit 
überregionalen und regionalen Traumazentren, 

- Beteiligung an der fachspezifischen Aus- und Fortbildung aller Berufs-
gruppen einschließlich der ärztlichen Weiterbildung. 

 
Entsprechend strukturell und prozessual vorbereitete Einrichtungen der Ba-
sisversorgung müssen ausreichend chirurgische Kompetenz in 24-Stunden-
Bereitschaft vorhalten, um notfallmäßig lebensbedrohliche Blutungen im 
Thorax und im Abdomen, des Beckens sowie bei Extremitätenverletzungen 
erkennen und behandeln zu können. 
 
Grundvoraussetzung für die erfolgreiche Erstversorgung Schwerverletzter - 
in 24-Stunden-Bereitschaft - ist die notfallmäßige Erkennung und Behand-
lung lebensbedrohlicher Blutungen im Thorax (Notthorakotomie), im Ab-
domen (Notlaparotomie) und des Beckens (externe Stabilisierung durch 
Fixateur oder Beckenzwinge) sowie lebensbedrohlicher Extremitätenverlet-
zungen (Damage-Control-Strategie). Ist der Schwerverletzte transportfähig, 
erfolgt die Verlegung in ein Traumazentrum innerhalb des Traumanetzwer-
kes. 
 
B)  Regionale Traumazentren 
Diese sind Bestandteil von Einrichtungen der Maximal- oder Schwerpunkt-
versorgung 
im Verbund mit den überregionalen Traumazentren und den Einrichtungen 
der unfallchirurgischen Basisversorgung und verpflichtet zur 
- 24-stündigen Aufnahme und Versorgung von Schwerverletzten jeden 

Lebensalters, 
- Vorhaltung bestimmter weiterer Fachdisziplinen zur notfallmäßigen A-

kutversorgung, 
- Mit- und Weiterbehandlung gemäß ihrem Leistungsspektrum im Verbund 

mit den überregionalen Einrichtungen des Traumanetzwerkes, 
- Teilnahme am Verletzungsartenverfahren der gesetzlichen Unfallversi-

cherungsträger, 
- Beteiligung an der fachspezifischen Aus-, Fort- und Weiterbildung, 
- fortlaufenden Sicherung und Verbesserung der Versorgungsqualität im 

Rahmen externer unfallchirurgischer Qualitätssicherungsverfahren. 
 
C) Überregionale Traumazentren 
Diese sind Bestandteil von Einrichtungen der Maximalversorgung. Sie haben 
darüber hinaus die besondere Aufgabe der interdisziplinären Behandlung 
aller Schwerstverletzten, insbesondere mit speziellen Verletzungsmustern 
und -folgen. 
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Im Verbund mit den nachgeordneten Einrichtungen besteht für ein überregi-
onales Traumazentrum die Verpflichtung zur  
- umfassenden Notfallversorgung, 
- Teilnahme am Verletzungsartenverfahren der gesetzlichen Unfallversi-

cherungsträger, Sicherstellung und Verpflichtung der jederzeitigen Auf-
nahme und umfassenden Versorgung von Schwerverletzten jeden Le-
bensalters und jeder Verletzungsart (mehrgleisige gleichzeitige Behand-
lungsmöglichkeit), 

- Vorbereitung auf die Bewältigung des Massenanfalls von Verletzten im 
Rahmen von Großschadensereignissen und Katastrophen, 

- Mit- und Weiterbehandlung (Sekundärverlegung) von Verletzten im 
Verbund mit den regionalen Traumazentren und Einrichtungen der Ba-
sisversorgung, 

- Gewährleistung der gesamten fachspezifischen Aus-, Fort- und Weiter-
bildung, 

- Beteiligung an wissenschaftlichen und klinischen Studien, 
- fortlaufenden Sicherung und Verbesserung der Versorgungsqualität im 

Rahmen externer unfallchirurgischer Qualitätssicherungsverfahren. 
 
Im Verbund können zwei benachbarte Einrichtungen die Aufgaben eines 
überregionalen Traumazentrums wahrnehmen. Den Universitätskliniken 
obliegt darüber hinaus die unfallchirurgische patientenbezogene Grundlagen- 
und Anwendungsforschung. 
 
D)  spezielle Behandlungszentren für 
- Schwerbrandverletzte, 
- Rückenmarkverletzte, 
- Replantation, 
- spezielle Rehabilitation. 
 
Diese Versorgungseinrichtungen sind entsprechend dem Bedarf und den 
regionalen Gegebenheiten Bestandteil des Traumanetzwerkes. Eine regionale 
und überregionale Landesgrenzen überschreitende Vernetzung ist notwendig. 
Die fachliche Qualifikation der an der stationären Versorgung von Schwer-
verletzten teilnehmenden ärztlichen und nichtärztlichen Berufsgruppen, die 
strukturellen Erfordernisse und die Ausstattungsanforderungen personeller, 
räumlicher und apparativer Art werden gemäß dem abgestuften Versor-
gungsauftrag im Weißbuch definiert und sind Bestandteil externer spezieller 
Qualitätssicherungsverfahren. 
 
Folgende Kliniken in Hessen sind bereits zertifiziert (fettgedruckt) oder sind 
zur Zertifizierung (Audit) angemeldet: 
 

Krankenhaus Einstufung 

Asklepios Klinik Langen Basisversorgung 
Berufsgenossenschaftliche Unfallklinik 
Frankfurt a. M. Überregionales Traumazentrum 

Dr. Horst-Schmidt-Kliniken Wiesbaden Überregionales Traumazentrum 

GPR-Klinikum Rüsselsheim Regionales Traumazentrum 
Klinikum der Johann-Wolfgang-Goethe-
Universität Frankfurt a. M. - Klinik für 
Unfall- Hand- und Wiederherstellungschi-
rurgie 

Überregionales Traumazentrum 

Markus-Krankenhaus Frankfurt a. M. Regionales Traumazentrum 

St. Josefs-Hospital Wiesbaden Regionales Traumazentrum 

Dill-Kliniken Dillenburg Basisversorgung 
Klinikum der Philipps-Universität Mar-
burg Überregionales Traumazentrum 

Klinikum Wetzlar-Braunfels Regionales Traumazentrum 

Kreiskrankenhaus Alsfeld Basisversorgung 

Kreiskrankenhaus Schotten Basisversorgung 
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Im Zertifizierungsverfahren befinden sich derzeit außerdem die folgenden 
Kliniken: 
Asklepios Lich, 
Bürgerhospital Frankfurt a. M., 
Capio Mathilden Hospital Büdingen, 
Evangelisches Krankenhaus Darmstadt, 
Gesundheitszentrum Odenwaldkreis, Erbach, 
Kliniken des Hochtaunuskreises, Bad Homburg, 
Hospital zum heiligen Geist, Frankfurt a. M., 
Kliniken des Main-Taunus-Kreises GmbH, 
Klinikum Darmstadt, 
Klinikum Hanau, 
Klinikum Offenbach, 
Krankenhaus Sachsenhausen, Frankfurt a. M., 
Kreiskrankenhaus Gelnhausen, 
Kreiskrankenhaus Groß-Umstadt, 
Kreiskrankenhaus Schlüchtern, 
Kreiskrankenhaus Weilburg, 
St. Vincenz-Krankenhaus Limburg, 
St. Vinzenz-Krankenhaus Hanau, 
Städtische Kliniken Frankfurt a.M.-Höchst, 
Städtisches Krankenhaus -Hochwaldkrankenhaus - Bad Nauheim, 
Asklepios Klinik Schwalm Eder/Klinikum Schwalmstadt/Homberg, 
Asklepios Lich, 
Asklepios Stadtklinik Bad Wildungen, 
Kreiskrankenhaus Frankenberg, 
Stadtkrankenhaus Bad Arolsen, 
Universitätsklinikum Gießen, 
HELIOS St. Elisabeth Klinik Hünfeld, 
Herz-Jesu-Krankenhaus Fulda, 
Klinikum Bad Hersfeld, 
Klinikum Fulda, 
Krankenhaus Eichhof, Lauterbach, 
Kreiskrankenhaus Rotenburg. 
 
Frage 6.  Wenn nein, warum nicht bzw. in welcher Weise nicht und welche Maßnahmen 

will die Landesregierung bei welchem Krankenhaus ergreifen, um die Einhaltung 
solcher Standards zu gewährleisten? 

 
Die Landesregierung unterstützt die Bildung des Traumanetzwerks bereits 
von Beginn an und achtet darauf, dass die Notfallkrankenhäuser sich auch in 
erforderlichem Umfang am Traumanetzwerk  beteiligen. Das Krankenhaus-
fachreferat nimmt regelmäßig an den internen bundes- und landesweiten 
Veranstaltungen des Traumanetzwerks teil. Die Bildung des Trauma-
netzwerks in Hessen ist eine sehr erfolgversprechende Ergänzung zu dem 
bundesweit als vorbildhaft geltenden hessischen Notfallkonzept. Es wird 
derzeit geprüft, inwiefern Traumazentren in die Krankenhausrahmenplanung 
fest einbezogen werden können, z.B. als besondere Aufgabe.  
 
Wiesbaden, 16. Juni 2010 

Jürgen Banzer 
 
Anlagen  
 
Die Anlagen können in der Bibliothek 
des Hessischen Landtags eingesehen  
oder im Internet im Dokumentenarchiv  
(www.Hessischer-Landtag.de) abgerufen  
werden.  
 








































































































































